[image: image1.jpg]IG Stadtentw]c}klung

Bad Miinstereifel




http://stadtentwicklungbadmuenstereifel.jimdo.com/
Sehr geehrte Mitglieder 
des Rates der Stadt Bad Münstereifel,                
und der im Rat vertretenen Parteien,                  Bad Münstereifel, den 17.3.2013

wir gehen davon aus, dass Sie im nicht-öffentlichen Teil der Ratssitzung am Dienstagabend (19.3.)  - oder falls die Entscheidung über den Grundstücks-Verkauf/Tausch verschoben wird entsprechend später - 
eine Entscheidung nach Ihrem besten Wissen und Gewissen in der Absicht treffen werden, dem Gemeinwohl der Bürger unserer Stadt zu nutzen.


Wir möchten Ihnen mit diesem Schreiben  noch einmal kurz unseren alternativen Vorschlag der 100% Parkraumbewirtschaftung und die Schaffung der zusätzlich notwendigen Parkplätze ebenerdig im Goldenen Tal durch die Kommune selber ans Herz legen und Sie bitten, diesen nachdrücklich zu untersuchen und mit den Vor/Nachteilen eines Verkaufes der sehr wertvollen kommunalen Grundstücke zu vergleichen. 

Der bisher von der Mehrheit im Rat favorisierte Vorschlag eines Verkaufes/Tausches (bis auf den Parkplatzbereich Große Bleiche) führt  zwar – so sagt man uns - zur einmaligen Zahlung eines gewissen Geldbetrages und eventuell zu einem  wertmäßigen Ausgleich für bei dieser Lösung dann in Zukunft nicht mehr zu realisierende kommunale Parkeinnahmen, aber 
diese im besten Falle sehr überschaubaren Größenordnungen eines Kaufpreises  nehmen der Kommune die Gestaltungshoheit über ihre wertvollsten Grundstücke und die sehr realistische Möglichkeit,  
ihrer Haushaltskasse jährlich 1,2 Mio. Euro zusätzlich an Parkeinnahmen 
gut zu schreiben.
Das Hauptargument für einen Verkauf ist die Behauptung, die Kommune wäre als Nothaushaltskommune nicht in der Lage, die zusätzlich benötigten Parkplätze selber zu schaffen. Dieses Argument ist aber nicht stichhaltig. Erstens kann auch eine Kommune im Nothaushalt im Rahmen bestimmter Grenzen „rentierliche“ Investitionen vornehmen. An der Rentabilität einer Investition von ca. 1,7 Mio. Euro für 800 zusätzliche ebenerdige Parkplätze im Goldenen Tal kann kaum gezweifelt werden (bei den von allen Planern prognostizierten zusätzlichen 400.000 Pkw’s pro Jahr mit einer Verweildauer von durchschnittlich drei Stunden multipliziert mit einer Parkgebühr von 1 Euro pro Stunden ergeben sich Bruttoeinnahmen von 1,2 Mio. Euro pro Jahr).
Zweitens ist die Schaffung dieser Zusatzparkplätze zunächst einmal vor allem im Interesse der Fashion-Outlet Investoren, bisherige Gäste und Bürger der Stadt haben bisher genug Parkplätze zur Verfügung. 
Daher wird es im Zweifelsfalle, falls die Kommunalaufsicht der Nothaushaltskommune Bad Münstereifel trotz „Rentierlichkeit“ nicht erlaubt, einen derartigen Kredit aufzunehmen, vermutlich kaum ein  Problem sein, hierfür eine Kredit-Bürgschaft oder auch direkt einen – mit den sehr günstigen kommunalen Zinskonditionen vergleichbaren – Kredit der Investoren zu erwirken, da diese ja die Parkplätze unmittelbar zur Erzielung ihre Gewinne in den Fashion-Shops benötigen.
Sicherlich werden die Fashion-Shops ihren Kunden die durchaus moderate Parkgebühr von einem Euro pro Stunde bei Kauf direkt erstatten, was bei einem typischerweise erwarteten Umsatz (von ca. 8000,- Euro pro Quadratmeter pro Jahr) auch keine ungebührliche Belastung darstellen dürfte.

Zudem handelt es sich hierbei um einen notwendigen Lastenausgleich, 
weil ja Investoren wie internationale Fashion-Ketten von dem mittelalterlichen Stadtambiente stark profitieren, gleichzeitig aber durch hochfrequentes Shoppen sowie andere Faktoren die Lebensqualität im Mauerring deutlich herabsetzen und mit ihren 400.000 zusätzlichen Pkw’s pro Jahr eine unzweifelhaft starke Feinstaub-, Co2-, Lärm- und Staub-Belastung für Bürger, Stadtmauer  und natürliches Umfeld darstellen.
Aus diesen hier nur kurz skizzierten Gründen bitten wir Sie, den Sachverhalt noch einmal gründlich zu prüfen und sich letztlich für einen Verbleib aller in Frage stehenden Grundstücke im Eigentum und unmittelbaren wie mittelbaren Besitz der Stadt auszusprechen.

Im Falle eines Verkaufes der kommunalen Grundstücke werden wir diese 
und weitere Argumente der Bürgerschaft ausführlich vortragen und ein  Bürgerbegehren einleiten, damit dann letztlich der Souverän über 
diese Frage entscheiden kann. Flankierend dazu behalten wir uns eine verwaltungs-juristische Prüfung der gesamten Angelegenheit vor.

Falls bei Ihnen Gesprächsbedarf zum Thema besteht, so stehen wir selbstverständlich wie immer zu einem persönlichen Gespräch zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen


Heinz Zanger
Martin von Rechenberg
Ralf Pannen
Sandra Puthen
Norbert Heckelei
Sandra Louis
Thomas Bell
Sabine Lohbrandt

